Drucksache Vi/29il 


Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Sachgebiet 2032 


Der Bundcsminisler des Innern 
Dil 1 -221 002-2/4 


Bonn, den 7. Dezember 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Löhne und Gehälter im öffentlichen Dienst 

Bezug: Kl(>iine Anfrage der Abgeordneten Leicht, HöcherL 
Dr. Althanimer, Dr. Schmidt (Wuppertal), Hauser (Bad 
Godesberg) und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksadle VI/2646 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: 


Vorbemerkung 

1. Die Bundesregierung hat wiederholt auf die Notwendigkeit 
einer angemessenen und gerechten Bezahlung der Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes hingewiesen. 

Dazu gehört auch, wie sie in ihrer Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 betont hat, daß die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes Anspruch auf Teilnahme an dem allge- 
meinen wirtschaftlichen Fortschritt haben. 

Die Löhne und Gehälter im Bereich der gewerblichen Wirt- 
schaft wurden um die Jahreswende 1970/1971 wesentlich 
angehobeii. Es war daher notwendig, die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes an dieser Entwicklung angemessen teil- 
nehmen zu lassen. 

Bei den im öffentlichen Dienst gezahlten Löhnen und Ge- 
hältern ist zu berücksichtigen, daß sie stets die effektiv 
gewährte Entlohnung dars teilen, während in der gewerb- 
lichen Wirtschaft die Tariflöhne und -gehälter Mindestver- 
gütungen sind und daher tarifvertraglich vereinbarte Ver- 
besserungen keine hinreichende Auskunft über die effektive 
Höhe der Löhne und Gehälter geben. In die Aufwendungen 
für den öffentlichen Dienst werden auch die beamtenrecht- 
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liehen Versorgungslasten einschließlich der besonderen 
Kriegsfolgelasten nach dem G 131 einbezogen. In der ge- 
werblichen Wirtschaft gibt es keine damit vergleidibaren 
Versorgungsiasten. 

Ferner ist zur Vermeidung von Mißverständnissen darauf 
hinzuweisen, daß sich die Einkommensverbesserungen für 
die einzelnen Angehörigen des öffentlichen Dienstes aus 
den Angaben im Haushaltsplan über die Personal-Sollaus- 
gaben oder die Istausgaben schon deshalb nicht ablesen 
lassen, weil in diesen Angaben sehr unterschiedliche Per- 
sonalaufwendungen, die zum Teil von Anhebungen der Ge- 
hälter und Löhne nicht berührt werden, sowie auch Zu- 
schüsse des Bundes für Zuwendungsempfänger enthalten 
sind. 

2. Bei der Würdigung der Einkommensentwicklung im öffent- 
lichen Dienst im Jahre 1971 muß insbesondere auch die durch 
die unterschiedliche Besoldungsentwicklung im Bund und in 
den Ländern entstandene außergewöhnliche Lage berück- 
siditigt werden. Diese machte es nämlich unabweisbar, die 
von allen Verantwortlichen für notwendig gehaltene Be- 
soldungsvereinheitlichung in Angriff zu nehmen. Eine hier- 
für erforderliche Verfassungsänderung zugunsten des Bun- 
des (Artikel 74 a GG) war ebenso wie die Zustimmung der 
breiten Öffentlichkeit zum Gedanken der Besoldungsverein- 
heitlichung nur dadurch zu erlangen, daß der Bund wesent- 
liche Schritte zur stufenweisen Anpassung der Besoldung in 
Bund und einigen Ländern an die bereits erheblich weiter- 
gegangenq Entwicklung in anderen Ländern unternahm. Die 
dadurdr erforderlichen strukturellen Maßnahmen hatten be- 
sonderes Gewicht und konnten im Interesse der Aufrecht- 
erhaltung der Funktionsfähigkeit des öffentlichen Dienstes 
nicht länger hinausgeschoben werden. 


1. Welche durchschnittliche Erhöhung der Bezüge (Jahresein- 
kommonsvergleich in v. H.) ergibt sich beim Bund im Rech- 
nungsjahr 1971 aus heutiger Sicht aus den geltenden tariflidien 
und gesetzlichen Regelungen. 

1.1 für alle Bediensteten - einscliließlidi Ruhegehaltsempfan- 
ger 

1.2 für die Beamten, Richter und Soldaten 

a) einsdiließlich, 

b) ohne Ruhegehaltsempfänger, 

1.3 für die Angestellten, 

1.4 für die Arbeiter? 

a) Alle Bediensteten (Beamte, Richter, Soldaten, Angestellte 
und Arbeiter) haben ab 1. Januar 1971 eine lineare Erhöhung 
ihrer Dienstbezüge um 7 v. H. erhalten; hierbei konnten die 
Kinderzuschläge mit Rücksicht auf die allgemeine Planung 
auf dem Gebiet des Familienlastenausgleichs nicht mitbe- 
rücksichtigt* werden. Zusätzlich haben sie - ebenfalls mit 
Wirkung vom 1. Januar 1971 - einen für alle einheitlichen 
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Sockelerhöhungsbetrag von monatlich 27 DM bekommen. 
Da sich der Sockelerhöhungsbetrag je nach der Höhe des 
Gesamteinkommens prozentual unterschiedlich auswirkt, 
kann ein einheitlicher Vomhundertsatz für die Verbesserung 
des Einkommens aller Bediensteten nicht genannt werden. 

Zur Erläuterung kann angemerkt werden, daß 
bei den Beamten und Richtern des Bundes die 
lineare Erhöhung (7 v. H.) zuzüglich des 
Sodcelerhöhungsbetrages im Ortszusdilag 
(27 DM) beim niedrigsten Gehalt 11,3 v. H. 

und beim höchsten Gehalt 7,4 v. H. 

beträgt. Die Erhöhung liegt im gewogenen 
Durchschnitt aller Beamten und Richter bei 8,4 v. H. 

b) Darüber hinaus sind Besoldungsverbesserungen in unter- 
schiedlidier Weise für die einzelnen Gruppen der Ange- 
hörigen des öffentlidien Dienstes vorgenommen worden. 

So sind für bestimmte Gruppen der Beamten im Zuge der 
Herbeiführung der Besoldungsvcreinheitlichung besondere 
Zulagen eingeführt worden, und zwar 

— für technische Dienste von 87 DM (mittlerer Dienst) oder 
145 DM (gehobener Dienst) ab 1. Januar 1971, 

— für Beamte im Programmierdienst von 87 DM (mittlerer 
Dienst) oder 145 DM (gehobener Dienst) ab 1. Januar 
1971, 

— für Rgchtspfleger nach Maßgabe eines Stufenplanes ab 
1. Mai 1971 50 DM, ab 1. Juli 1972 100 DM, 

— für Beamte der Steuer- und Zollverwaltung von G7 DM 
oder 87 DM (mittlerer Dienst), 100 DM oder 145 DM (ge- 
hobener Dienst). Diese Beträge sind in eine Stufenrege- 
lung entsprechend der Regelung für Rechtspfleger ein- 
bezogen, 

— für sonstige Dienste von 40 DM (einfacher Dienst), 67 DM 
(mittlerer Dienst) oder 100 DM (Bes.-Gr. A 9 bis A 13) 
ebenfalls nach Maßgabe des vorgenannten Stufenplanes. 

Diese Zulagen bedeuten beispielsweise für Beamte in 
den Besoldungsgruppen A 6 (mittlerer Dienst) und A 10 
(gehobener Dienst), jeweils verheiratet mit einem 
Kind, für 1971 folgende prozentuale Verbesserungen: 

technische Dienste 


Besoldungsgruppe A 6 

4,8 V. H., 

Besoldungsgruppe A 10 

5*1 V.H., 

P rog non nü er dienst 


Besoldungsgruppe A 6 

8,1 V. H., 

Besoldungsgruppe A 10 

10,0 V. H., 

sonstige Dienste 


Besoldungsgruppe A d 

3,2 V. H., 

Besoldungsgruppe A 10 

3,4 V. H. 
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Polizeivollzugsbeamte i. BGS und Soldaten erhalten auch 
die Zulagen für Techniker, Programmierer und sonstige 
Dienste. 

Die vorgenannten Zulagen sind, soweit einschlägig, auf 
den Tarifbereidi übertragen worden. 

c) Für besondere Gruppen der Bediensteten sind strukturelle 
Maßnahmen eingeführt worden: 

— Maßnahmen aufgrund des Verteidigungs Weißbuches 1970 
für Soldaten, insbesondere Zulage für Ausbilder im 
Außen- und Geländedienst, Stellenhebungen zum Abbau 
überlanger Beförderungswartezeiten, Verbesserung des 
Ortszuschlages für kasernierte Soldaten (ein Stabsunter- 
offizier, Bes.-Gr. A 6, 25 Jahre, ledig, kaserniert, der als 
Ausbilder eingesetzt wird, erhält z. B. neben der Zulage 
für sonstige Dienste durch die Ausbilderzulage eine wei- 
tere Verbesserung von 6,4 v. FL), 

— Durdistufung der Richter nach einem Gesetzentwurf des 
Bundesrates, 

— Sondermaßnahraen für die Kriminalpolizei des Bundes 
im Zusammenhang mit dem Sofortprogramm zur Moder- 
nisierung und Intensivierung der Verbrechensbekämp- 
fung (Neuordnung des Laufbahnrechts im Bereich der 
Kriminalpolizei), 

— Maßnahmen in den Stellenplänen aufgrund des Ersten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern, 

— Erstreckung der Zahlung der vermögenswirksamen Lei- 
stungen von- monatlich 13 DM auf Empfänger von Dienst- 
bezügen über 1000 DM, 

— Arbeitgeberanteil für fi-eiwillige Krankenversicherung 
nadr den audi in der gewerblichen Wirtschaft geltenden 
gesetzlichen Regelungen; hierbei handelt es sich jedoch 
um eine allgemeine Maßnahme, die nicht auf die Arbeit- 
geber des öffentlidien Dienstes besdiränkt ist. 

d) Die Bezüge der Versorgungserapfänger sind entsprechend 
den Regelungen für die aktiven Beamten (Buchstaben a und 
b) erhöht worden, jedodi sind die dort genannte Sockel- 
erhöhung ebenso wie die Zulagen den Versorgungsemp- 
fängern nur entsprechend ihrem v. H.-Satz der Versorgungs- 
bezüge zugute gekommen. Als besondere soziale Maßnahme 
sind die Anhebung der Mincicstversorgungsbezüge (Er- 
höhung etwa 15 V. H.) und der Wegfall der Dienstzcitvoraus- 
setzungen für die Höhe des Stellenplananpassungszusdila- 
gos bei Dienst- oder Kriegsunfall zu nennen. 

Die vorstehenden Verbesserungen konnten bei der Beantwor- 
tung der Kleinen Anfrage in Drudesache VI/1766 nicht in vollem 
Umfange berücksichtigt werden. Die damalige Fragestellung 
knüpfte an die im Anschluß au die tnrifvertraglidien Regelun- 
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gen vom 1. Dezember 1970 im Regierungsentwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung des Besoldungsrechts in Bund 
und Ländern (Drucksache VI/1684) vorgesehenen Verbesse- 
rungen der Dienst- und Versorgungsbezüge an. Die Beratungen 
über diesen Gesetzentwurf waren zum Zeitpunkt der Antwort 
des damals federführenden Bundesministers der Finanzen vom 
26. Januar 1971 noch nicht abgeschlossen. 

Wie die vorstehenden Ausführungen zu a bis d zeigen, sind die 
Verbesserungen für die Bediensteten sehr unterschiedlich. Eine 
Durchschnittszahl gibt daher kein hinreichend klares Bild über 
die Einkommensverbesserungen der Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes und der Versorgungsempfänger im Einzelfall. 


2. Reichen die im Bundeshaushaltsplan 1971 ausgewiesenen An- 
sätze für die Personalausgaben zur Deckung des hieraus sich 
ergebenden Mehrbedarfs - einschließlich des Mehrbedarfs für 
Zuwendungsempfänger - aus? 

Die im Bundeshaushaltsplan 1971 ausgewiesenen Ansätze für 
Personalausgaben einsdiließlidi der Personalverstärkungsaus- 
gaben werden nach der bisherigen Entwicklung der Personal- 
I stausgaben zur Deckung des Mehrbedarfs infolge der Erhöhung 
der Bezüge einschließlich des Mehrbedarfs bei den Zuwendungs- 
empfängern voraussichtlich ausreichen. 

3. Welche zusätzliche durchschnittliche Verbesserung der Bezüge 
(Jahreseinkommensvergleich in v. H. gegenüber 1971) und wel- 
che Haushaltsmehrbelastungen (einschließllich des Mehrbedarfs 
für Zuwendungsempfänger) ergeben sich beim Bund im Redi^ 
nungsjahr 1972 durch bereits bisher vereinbarte oder gesetzlich 
beschlossene Regelungen, die erst im Laufe des Rechnungsjahres 
1971 oder im Rechnungsjahr 1972 wirksam werden bzw. wirksam 
geworden sind, 

3.1 für alle Bundesbediensteten - einschließlich Ruhegehalts- 
empfänger — , 

3.2 für die Beamten, Riditer und Soldaten 

a) einsdiließlich, 

b) ohne Ruhegehaltsempfänger, 

3.3 für die Angestellten, 

3.4 für die Arbeiter? 

Regelungen, die erst im Verlaufe des Rechnungsjahres 1971 
wirksam geworden sind (Überhang aus 1971) führen nicht zu 
einer weiteren Verbesserung der laufenden Bezüge in 1972. Sie 
bleiben daher hier außer Betracht, wiewohl sie sich bei einem 
globalen Vergleich der Jahreseinkommen für 1971 und 1972 
auswirken würden. 

Soweit bereits gesetzlich beschlossene oder tariflich vereinbarte 
Regelungen, die erstmals im Rechnungsjahr 1972 wirksam wer- 
den (Vorbelastungen 1972), vorliegen, sind die finanziellen Be- 
lastungen anhand des zuletzt festgestellten Personal-Istbestan- 
des ermittelt worden. Dabei konnten mangels Unterlagen die 
Zuwendungsempfänger nicht erfaßt werden. 

Die erforderlichen absoluten Beträge der Vorbelastung in v. H.- 
Sätzen anzugeben ist, wenn man sie nicht auf das Personal-Soll 
dos Entwurfs des Haushalts 1972 beziehen will, nur hilf s weise 
auf das vorausgeschätzte voraussichtliche Ist-Ergebnis der Per- 
sonalausgaben für 1971 möglich. Geht man von einem gleich- 
bleibenden Personalbestand und von dem voraussichtlichen Ist- 
Ergebnis aus, ergibt sich folgendes: 
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Zu 3.1 für alle Bundesbediensteten - einschließlich Ruhe- 
gehaltsempfänger - Z63,5 Mio DM = 1,8 v. H., 


Zu 3.2 für die Beamten, Richter und Soldaten 

169,0 Mio DM = 1,6 v. H., 


a) einschließlich Ruhe- 
gehaltsempfänger 

b) ohne Ruhegehalts- 
empfänger 


Zu 3.3 für die Angestellten 
Zu 3.4 für die Arbeiter 


120,0 Mio DM = 2,0 v. H., 
45,9 Mio DM = 2,1 v.H., 
48,6 Mio DM = 2,4 v.H. 


4. Welche Mehrkosten ergeben sich im Bundeshaushalt 1972 unter 
Berüdcsichtigung auch der Zuwendungsempfänger bei einer 
Verbesserung der Bezüge ab 1. Januar 1972 um 1 v. H. für 

4.1 alle Bediensteten - einschließlich Ruhegehaltsempfänger - 
4Jt die Beamten, Richter uncl Soldaten 

a) einschließlich, 

b) ohne Ruhegehaltsempfänger, 

4.3- die Angestellten, 

4.4 die Arbeiter? 

Bei einer Verbesserung der Gesamtbezüge ab 1. Januar 1972 um 
1 V. H. ergeben sich unter Berücksichtigung auch der Zuwen- 
dungsempfänger nach dem Soll der für eine Verbesserung der 
Bezüge in Betracht kommenden Personalausgaben im Bundes- 
haushalt 1972 folgende Mehrkosten: 

Zu 4.1 für alle Bediensteten - einschließlich Ruhegehaltsemp- 
fänger - 188,1 Mio DM, 

Zu 4.2 für die Beamten, Richter und Soldaten 

a) einschließlich Ruhegehaltsempfänger 127,0 Mio DM, 

b) ohne Ruhegehaltsempfänger 73,0 Mio DM, 

Zu 4.3 für die Angestellten 35,9 Mio DM, 

Zu 4.4 für die Arbeiter 25,2 Mio DM. 


5. Wie sind die entsprechenden Zahlen (Fragen 1 bis 4) für 

5.1 die Bundespost, 

5.2 die Bundesbahn, 

5.3 die Länder, 

5.4 die Gemeinden (Gemciudcvcrbändc)? 

Zu 5.1 (Bundespost) 

1. Die Bediensteten und Versorgungsempfänger haben die 
unter Nr. 1 genannten Erhöhungen - soweit der Sache nach 
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einschlägig - in gleicher Weise erhalten. Da sich die Bedien- 
steten ganz überwiegend im einfachen und mittleren Dienst 
befinden, wirkt sich der Sockelerhöhungsbetrag von 27 DM 
prozentual in stärkerem Maße aus. 

2. Nach dem genehmigten Nachtrag zum Voranscjilag der Bun- 
despost für das Rechnungsjahr 1971 werden die veranschlag- 
ten Personalaufwendungen zur Deckung des Mehrbedarfs 
voraussichtlich ausreichen. 


Hierbei muß jedoch berücksichtigt werden, daß höhere Per- 
sonalkosten, wie auch sonstige Kosten, zwangsläufig die 
Ergebnisrechnung der Bundespost belasten. 


3.1 

I 

126,4 

Mio 

DM 

3.2 

a) 

75,8 

Mio 

DM 


b) 

52,0 

Mio 

DM 

3.3 


14,2 

Mio 

DM 

3.4 


36,4 

Mio 

DM 

4.1 


105,2 

Mio 

DM, 

4.2 

a) 

68,1 

Mio 

DM, 


b) 

50,0 

Mio 

DM, 

4.3 


11,0 

Mio 

DM, 

4.4 


26,1 

Mio 

DM. 


1,4 v.H.. 
1,2 V.H., 
1,1 V.H., 

1.7 V.H., 

1.8 V. H., 


Zu 5.2 (Bundesbahn) 

1. und 2. Die Angaben für die Bundespost gelten für die Bun- 
desbahn entsprechend. 


3.1 

163,2 Mio DM = 1,5 v.H., 

3.2 a) 

84,3 Mio DM == 1,2 v.H., 

b) 

42,5 Mio DM = 1,0 v. H., 

3,3 

4,7 Mio DM = 2,1 v.H., 

3.4 

74,2 Mio DM = 2,1 v.H., 

4.1 

114,7 Mio DM, 

4.2 a) 

71,6 Mio DM, 

b) 

43,4 Mio DM, 

4.3 

2,0 Mio DM, 

4.4 

41,1 Mio DM. 


Zu 5.3 und 5.4 
Frage zu Nr. 1 


Auch im Bereich der Länder und Gemeinden ist die lineare Be- 
soldungserhöhung um 7 V. H. vorgenoramen worden; ebenso 
haben die Bediensteten in diosoti Bcröldron den Sockol- 
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erhöhungsbetrag im Ortszuschlag von 27 DM erhallen. Struk- 
turelle Maßnahmen brauchten nicht in gleichem Umfange wie 
beim Bund getroffen zu werden, weil in den Ländern gewisse 
Maßnahmen ~ insbesondere im Zulagenbereich schon vorher 
vorgenommen waren. 

Die Frage zu Nr. 2 ist von den Ländern etwa je zur Hälfte be- 
jaht oder verneint worden. 

Bei der Beantwortung der Frage 3 haben die Länder nicht zwi- 
schen Überhängen und Vorbelastungen differenziert Die hierzu 
und zur Frage 4 mitgeteilten Zahlen beruhen offenbar auf unter- 
schiedlichen Berechnungsweisen und sind daher weder unter- 
einander nodi mit denen des Bundes vergleichbar. Die Bundes- 
regierung wird sich bemühen, daß künftige Berechnungen auf 
einer einheitlichen Grundlage erfolgen. Im übrigen haben für 
die Gemeinden und Gemeindeverbände nur zwei Länder An- 
gaben machen können. 


Gensdier 
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